
WIR OMAS GEGEN RECHTS  

IN DEUTSCHLAND 
 

stehen für Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, für die Vielfalt 
der Kulturen, für Toleranz sowie ein respektvolles und 
friedliches Miteinander. 
 
Das höchste Menschenrecht „DIE WÜRDE DES MENSCHEN 
IST UNANSTASTBAR" ist uns oberstes Gebot. Niemand darf 
wegen seiner Herkunft, seiner Hautfarbe, seines Geschlechts, 
seiner Religionszugehörigkeit oder seiner sexuellen 
Orientierung ausgegrenzt oder benachteiligt werden. 
 
Demokratie ist anstrengend, Demokratie muss jeden Tag 
auf*s Neue geübt und gelebt werden, Demokratie ist langsam 
und zuweilen schwerfällig, da ein Ausgleich der Interessen 
gefunden werden muss. 
 

  
  Aber: 
  Unsere Demokratie ist die beste Staatsform, die wir    
  kennen. Sie schützt die Rechte eines jeden  
  einzelnen von uns und gibt uns Freiheit.  
 
  Helfen Sie mit, diese Demokratie mit all ihren   
  Rechten zu erhalten und zu schützen. Stellen Sie  
  sich gemeinsam mit uns OMAS GEGEN RECHTS   
  gegen Demokratiefeinde!  

          Wählen Sie NICHT die AfD! 
 
 

www.omasgegenrechts-deutschland.org 
 
V.i.S.d.P Omas gegen Rechts Deutschland e.V. Gäurandsteige 71, 72202 Nagold, Anna Ohnweiler, VR 724479 
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http://www.omasgegenrechts-deutschland.org/


Säulen unserer Demokratie! 
 

 
Am 10. Dezember 1948 verkündete die Generalversammlung der 
Vereinten Nationen die ‚Allgemeine Erklärung der Menschenrechte‘ als 
Reaktion auf die Menschheitsverbrechen der NS-Zeit. 
„Diese Rechte sind die Grundlage für die Menschenwürde und die 
tragende Säule einer friedlichen, inklusiven, fairen und von Gleichheit 
und Wohlstand geprägten Gesellschaft“ (UN-Generalsekretär Antonio 

Guterres am 10.12.2022) 

 

 
 

Unsere rechtsstaatliche Verfassung basiert auf dem Grundsatz der 
Gewaltenteilung in Legislative (Parlament), Judikative (unabhängige 
Gerichte) und Exekutive (Ordnungsbehörden). Diese Regelung schützt 
uns vor Autokratien und Diktaturen und darf nicht angetastet werden. 

 

 

 
Die faire Verteilung von Ressourcen und Chancen muss in einer 
demokratischen Gesellschaft gewährleistet sein. Die lebensnot-
wendigen Grundbedürfnisse aller Bürger wie Nahrung, Wasser und 
Obdach sind abzusichern. Unsere politisch Verantwortlichen sind 
gefordert, die Schere zwischen Arm und Reich zu verringern.  

 

 
 

Alle Menschen sollten aufeinander Rücksicht nehmen, auch wenn sich 
daraus kein eigener Vorteil ergibt – dies als Gegensatz zu rein 
egoistischen Motiven. Exakt dafür stehen wir OMAS GEGEN RECHTS. 
 
 
 

 

Nach über 100jährigem Kampf ist es erst in den 1970er Jahren gelungen, 
Mann und Frau nicht nur politisch, sondern auch gesellschaftlich und 
wirtschaftlich gleichzustellen. Wir OMAS GEGEN RECHTS lassen uns 
diese elementaren Rechte nicht mehr nehmen! 

 
 
 

Jeder darf öffentlich seine Meinung äußern, solange sie sich innerhalb 
unserer Gesetzeslage bewegt. Diese Freiheit endet exakt an der Stelle, 
an der die Freiheit des anderen eingeschränkt wird. Meinungsfreiheit 
darf jedoch keinesfalls für geistige Brandstiftung missbraucht werden. 

 
 
 

Unsere Demokratie braucht Journalisten, die die Öffentlichkeit 
verantwortungsbewusst und faktenbasiert informieren. Sie dürfen 
keiner Zensur in ihrer Berichterstattung unterliegen, soweit sie sich 
innerhalb unserer Gesetze ebenso wie der Wahrhaftigkeit bewegen. 

 
 
 
 

Jeder Mensch hat das Recht, seine Religion im Rahmen unseres 
Grundgesetzes frei auszuüben. Auch darf niemand aus religiösen 
Gründen benachteiligt werden. Gesellschaftliche Auswüchse jedoch 
wie zum Beispiel eine Kalifats-Bewegung sind vom Gesetzgeber zu 
ahnden und müssen verhindert werden. 

 
 

 
 

Aufgrund der deutschen NS-Vergangenheit ist das Asylrecht im 
Grundgesetz verankert. Es ist ein hohes menschliches Gut, das 
bedingungslos zu verteidigen ist. Nicht zu verteidigen ist hingegen der 
Missbrauch des Asylrechts. 
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